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Herrn Präsidenten des ~~tionalrates 

.( 

~u Z1. 1557/J-NR/1977. 

~J> lAB 

1978 -01- 3 0 
zu-1§5'f IJ 

Wen 

Die s c h ri f t 1 ich e Anfrage der A b 9 . z . N R 0 r . Hauser u n cl 

Genossen (Z1. 1557/J), betreffend die Verfassungs- und 

Gese'tzrnäßigkeit der bezirksgericht1 ichen Spezial!lerichts­

barkelt beantworte ich wie f6lgt: 

Zu 1, 2 und 3: 

Nach meiner Beantwortung der schrift! ichen Anfrage 

der Herrn Abg.z.NR Dr. Hauser· und Genossen, Zl .. 582/J-NR/ 

1976, vom 6.9.1976, JMZ 17.103/H-1 H/76, ist in dem von 

Herrn Leo Zand bei der Europäischen Menschenrechtskommission 

angestrengten Verfahren die Frage der Konventions- und 

damit Verfassungsmäßigkeit der Errichtung der Arbeitsge­

richte besonders behandelt worden. 

In diesem Verfahren ist am 8.12.1977 eine Verhandlunq 

a b q e h alt e n \-J 0 r den; man ge 1 s 9 tit 1 ich e r E j n i gun 9 d ü r f t e cl i e 

Europäische Menschenrechtskommission in dem von ihr an 

das Ministerkomitee zu richtenden Bericht unter anderem 

auch zu der Frage der Konventionsmäßigkeit der Errichtunq 

der Arbeitsgerichte Stellung nehmen; dieser Bericht ist 

der Bundesregierung bisher nicht zugegangen; sein Ein­

langen dürfte für März 197H zu erwarter. sein. 
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Nach Erhalt dieses - unter Umständen rlchtungs­

weisenden - Berichts werden im Sinn meiner zitierten 

Anfragebeantwortung vom 6.9.1976 die In Form von Vor­

arbeiten bereits getanen notwendigen Schritte zur Ein­

leitung eines Kompetenzfeststel lungsverfahrens des Ver­

fassungsgerichtshofs fortgesetzt und zum Abschluß be­

bracht werden. 

Zu 4: 
Wie ich" bereits in meiner mehrfach zitierten Anfrage­

beantwortung vom 6.9.1976 ausgefUhrt habe, wird der in 

Aussicht genommene, dem Verfassunasgerichtshof zu unter­

breitende KompStenzfeststellungsantra0 so gefaßt werden, 

daß wohl alle zu diesem Zeitpunkt erkennbaren Zweifels­

fragen geklärt werden. Eine Notwendigkeit fUr andere 

Gesetzesvorschläge wird sich daher nicht ergeben. 

24. Jänner 197H 
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